
aktenzeichen;

1111-3.A-235191

zugeatcllt.

@)

b)

der Revisionsklüf

Im N a m'e n d e s V o l k e s

In Sachen

Oooccoococo(‚coccooooonooüccccoacng-Gaouoonf,

Beklagten und Revisionsklägerin,

gerin am 23„0ktober 19649 € 9 8 e n
'der Revisionsbeklagtcn
am 22„ Oktpper‘1964

OOOC‘C-DDOCOOCOCOCOGCOCLCCOQCOOCCOOCOCCDCÜC£

Klägerin und Revisionsbeklagte9

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung nach 5 124 Absc 2 i„v„mc
@ 153 Abs° 1 und 165 des Sozialgerichtsgesetzes

am 1° Oktober 1964 unter Mitwirkung von

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
als Vorsitzendem9

Bundesrichterin Dr„ 5 c h w a r z und

Bundesrichter Dr° B u s 5
als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter L e h m k u h l und

Bundessozialrichter Dro N e u m a n n
als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landesso%ialgerichts Bienen

vom 220 Juni 1961 wird auigehoben; der Rechts—

streit wird zu neuer Entscheidung an das Lan-

dessozialgericht zurückverwieseno

V o n R e c h t s w e g e n„
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l—
l

Durch Bescheid vom 12. Mai 1958 lehnte die Beklagte den

Antrag der Klägerin vom Februar 1955 auf Gewährung von
Ru-'

'hegeld nach Einholung mehrerer ärztlicher Gutachten wegen

fehlender Berufsunfähigkeit ab° Auf die Klage zog das So—

zialgericht (SG) Bremen zwei weitere Gutachten bei; das

erste erstätteten ProfJ)r° ::;nz-Pzzzz_und Assistent Dr°
—::::::;von der Psychiatrischen und Nervenklinik der Uni—

versität Hamburg (Gutachten Bo), das zweite Präsident a‚D°
Dranedo 11=-(Gutachten W„)„ Das SG verurteilte die Beklagte,

der Klägerin "Rente wegen Berufsunfähigkeit und Invalidi— '

tät in gesetzlicher Höhe ab Antragstellung" zu zahlen'

(Urteil vom 170 Oktober 1960)0 Die Berufung der Beklagten

wies das Landessozialgericht (LSG) durch Urteil vom 220
Juni 1961 zurück; aufgrund der Gutachten B° und w° habe es

keine Bedenken "festzustellen, daß bei der Klägerin in An—

betracht der internistischerseits erhobenen Befunde und

unter Berücksichtigung der bei ihr bestehenden krankhaften

neurotischen Störungen ab Antragstellung die Voraussetzungen

für die Gewährung des Ruhegeldes aus der Angestelltenver—

sicherung (Anv) einschließlich der Leistungen aus der Ar—

beiterrentenversicherung (Arv) erfüllt sind"°

Mit der zugelassenen Revision beantragte die Beklagte,

die Klage unter Aufhebung der vorinstanzli-

chen Urteile abzuweisen°

Sachlich—rechtlich rtgte sie eine unrichtige Auslegung

der Vorschriften des alten und neuen Rechts über die Be—
rufsunfähigkeit und die Invaliditäto Das LSG habe neuro—

tische störungen von Krankheitswert angenommeny weil es

die Klägerin offenbar für unfähig halte, diese aus eigener

Kraft zu überwinden; es sei aber nicht richtig, daß Neu—

_ 3 _
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rotiker, sofern ihr Wille nicht durch eine organische

Krankheit blockiert sei, zur Überwindung ihrer Hemmungen

unfähig seien; im übrigen könne auch kein Gutacht0r objek-

tive Feststellungen über ihr Wissen um ihre Fehlhaltung

und über ihren Freiheitsgrad (Determinationsgrad) treffenr
Verfahrensrechtlich rhgte.die Beklagte Verstöße gegen die

@@128, 136 des Sozialgericht3gesetzes (SGG); Das LSG sei

offenbar von dem nicht bestehenden “Erfahrungssatz” ausge—

gangen, daß stationäre Untersuchungen (Gutachten Be) grund—

sätzlich zu besseren Erkenntnissen führen als ambulante;

es begründe in seinem Urteil auch nicht, warum die neuro-

tiscnen Störungen die Berufsunfähigkeit und die Invalidi—

tat der Klägerin bewirkteno

Die Klägerin beantragte,

die Revision zurückzuweiseno

Beide Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (55 153; 165, 124

Abs° 2 SGG)°

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (@ 162 Abs° 1 Nr° 1
SGG); sie ist auch begründet, sie hat die Aufhebung des an—
gefochtenen Urteils und die Zurückverweisung des Rechts—

streits an das LSG zur Folge°

Das LSG hat die Rechtsvorschriften, nach denen es den Ren—

tenanSpruch der Klägerin beurteilt hat, nicht genannt; die

Beklagte hält in der Revisionsbegründung die 55 27 des An—

gestelltenversicherungsgesetzes (AVG) aF, 1254 der RGiChS-

versichérungsordnung (RVG) aF‚ 23 „bsg 2 AVG nr‚ 1246 Abse
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2 RVG nF für verletzt° Beide gehen offenbar davon aus, daß

die Klägerin zu den Wanderversicherten gehört‚älso zu den

Versicherten, fur die zu mehreren Versicherungszweigcn -

hier: zur AnV und ArV — Beiträge entrichtet sind (55 1544

RVO aF, 1308 RVO HF, 87 AVG nF)„ In dem angefochtenen Urteil

fehlen indes Feststellungen des LSG über eine Beitragslei—

stung zuneinen oder anderen Versicherungszwcigg

Würden sie unterstellt, so Wäre nach Art„ 2 5 28 des Ange—
stelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) und

Art° 2 @ 29 des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (ArVNG) i°V„m° den vorangehenden @@6 bzw" 5

der Rentenanspruch grundsätzlich nach dem 39; 1957 gelten—

den Recht zu beurteilen; erst wenn nach diesem kein}An-

spruch entstanden wäre, käme für die Zeit nach 1956 das

neue Recht zum Zuge°

Nach altem Recht würde sich der AnSpruch nach den 55 1544 b,
1255 RVO aF, 26 AVG aF richten° Danach kann die - 1907 ge—
borene — Klägerin Leistungen aus beiden Versicherungszwei-

gen (Ruhegeld, Invalidenrente) dann erhalten9 wenn sie

(ab Antragstellung) berufsunfähig und invalide ist und

wenn außerdem die Wartezeit erfüllt und die Anwartschaft

erhalten, also auch die versicherungstechnischen Voraus—

setzungen gegeben sind° Was diese angeht, wäre dabei außer

den einschlägigen Vorschriften der Versicherungszwöige

noch 5 1544 & RVG aF zu beachten und ferner zu berücksich—
tigen, daß die Rentenneuregelungsgesetze die versicherungs-f

technischen Voraussetzungen der Rente zum Teil rückwirkend

geändert haben (vglo Art° 2 5 8 AnVNG und ArVNG)° Zu den
’versicherungstechnischen Voraussetzungen des Rentenanspruchs

enthält das angefochtene Urteil jedoch wiederum keine tat-

sächlichen Feststellungen; insbesondere ergibt sich aus ihm

nicht, ob die Beitragsleistungen die Wartezeit von 60 Mona-
ten ausfüllen°
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Dieser Mangel an tatsächlichen Feststellungen des LSG nötigt

schon zur Aufhebung des Urteils, auch wenn das Verhalten der

Beteiligten eine ausreichende Beitragsleistung der Klägerin

nahelegt° Das Bundessozialgericht (BSG) kann die Verurtei—

lung der Beklagten zur Zahlung von Rente nur bestätigen, wenn

sämtliche Anspruchsvoraussetzungen durch die tatsächlichen

Feststellungen des LSG belegt sind} fehlende tatsächliche

Feststellungen kann das BSG nicht selbst nachholen, also

auch nicht aus den Beiakten entnehmeno

Die tatsächlichen Feststellungen des LSG genügen darüber hin—

aus aberzuch fur die Annahme von Berufsunfähigkeit und Inva—

lidität nicht° Insoweit sind — was das LSG übersehen oder

doch nicht klargestellt hat — schon für die Zeit vor 1957

die Vorschriften des neuen Rechts über die Berufsunfähig—

keit zugrunde zu legen (Art° 2 5 7 AnVNG‚ Arto 2 @ 6 ArVNG),

die in beiden Versicherungszweigen gleichlauten° Danach ist

berufsunfähig ein Versicherter, dessen Erwerbsfähigkeit in—

folge von Krankheit oder anderen Gebrechen oder Schwäche

seiner körperlichen oder geistigen Kräfte auf weniger als

die Hälfte derjenigen eines körperlich und geistig gesunden

Versicherten mit ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen

Kenntnis$en und Fähigkeiten herabgesunken ist (55 23 Abs° Zj

AVG, 1246 Abs„ 2 avo)o Das LSGbeschäftigt sich überwie—
gend mit der Frage, ob die bei der Klägerin vorhandenen Stö-

rungen eine Krankheit darstellen° Dies war für die "inter—

nistischerseitS erhobenen Befunde" und für die "neurotischen

Störungen" zu prüfeno Insoweit macht das angefochtene Urteil

zur zum Teil deutlich, welche Gesundheitsstörungen das LSG

als vorhanden festgestellt hat° Es berichtet zwar im Tatbe—

stand und auch in den Entscheidungsgründen mehrfach über die

Erkenntnisse der zahlreichen Gutachter; eigene Feststellungen

werden nicht auSdrucklich getroffen; sie lassen sich nur —
mittelbar — aus dem Umstand entnehmen, daß das LSG sein Ur—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


teil auf die Gutachten B° und WO gestützt hat; daraus läßt-f„

sich schließen, daß das LSG sich die Feststellungen dieser

Gutachter zu eigen gemacht hat, soweit sie im Urteil wieder5

gegeben sind und sachlich übereinstimmen° “ "

Als "internistischerseits erhobene Befunde" finden sich

im Bericht des LSG über das Gutachten Wo ein Zustand nach

Entfernung der Unterleibsorgane, eine Magenschleimhauter—

krankung und Kreislaufstörungen; bei dem Bericht über das

Gutachten B° werden dagegen keine einschlägigen Befunde
erwähnt, Da sich aus dem Urteil des LSG nicht ergibt, ob

das Gutachten B° ebenfalls Befunde auf innerfachärztlichem

Gebiet erhoben hat — es wird nur vom Ausschluß einer'endo—*

genen Depression berichtet — , bleibt sonach offen, von
welchen Befunden das LSG hier ausgegangen ist° Soweit sie

Entfernung der Unterleibsorgane" besagto*

Als "neurotische störungen" führt das LSG aus dem Gutachten

B° an, daß eine weitgehend ausgestaltete hypochondrische

Symptomatik und eine deutlich depressive Verstimmung mit

vermindertem Antrieb bestehe; es handele sieh um den End-
zustand einer asthenischen Entwicklungo Aus dem Gutachten

Wo wird angegeben,
es lägen psychopathologische Veränderuné‘fu

gen mit schwieriger psychischer Gesamtsituation vor, der V

Vorstellungskreis sei weitgehend unkdrrigierbar, die Klägerin

sei kontaktschwierig, hypochondrisch und mißtrauisch° Diese

' Befunde stimmen ihrem Inhalt nach im wesentlichen überein‚ft

so daß sie als tatsächliche Feststellungen des LSG gelten
können°

Daß das LSG die so beschriebenen neurotischen Störungen

in Anlehnung an das Urteil des BSG vom 23„ Oktober 1958

(5033 Nr° 11 zu @ 1254 RVO aD) als eine Krankheit i°S°-des

-'Z-
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Rechts der Rentenversicherung gewertet hat, ist entgegen der

Meinung der Beklagten nicht zu beanstanden° Auch der erken—

ncnde Senat hat entschieden (vgl° zuletzt Urteil vom 1" Juli

1964, 11/1 RA 158/61), daß seelische Störungen (neurotische
Hemmungen) die der Versicherte bei zumutbaror Willensan5pan—

nung aus eigener Kraft nicht überwinden kann, eine Krankheit

ios° der @@23 Abso 2 AVG, 1246 Abs° 2 BVG darstellenc Das
Vorbringen der Beklagten in der Revisionsbegründung gibt zu

einer anderen Auffassung keinen Anlaß„ Die Erwägungen der

Beklagten bewegen sich auf tatsächlichem Gebiet, sie betref—

fen insbesondere Fragen der Beweiswürdigung und der (objek—

tiven) Beweislast, sie können jedoch den Rechtsbegriff der

Krankheit nicht berühren° Im übrigen widerspricht sich die

Beklagte auch selbst, wenn sie einerseits ausführt, Neuro—

tiker könnten ihre Hemmungen überwinden‚sofan ihr Wille nicht

durch eine organische Krankheit blockiert sei, und anderer—

seits erklärt, daß sich (objektive) Feststellungen über diese

Fähigkeit überhaupt nicht treffen lassen° ‘

Mit der Feststellung der Störungen "von Krankheitswert" hat

das LSG allerdings die Berufsunfähigkeit der Klägerin noch

nicht bejahen können° Es kam vielmehr außerdem noch darauf

an, wie sich die Gesundheitsstörungen in dem "Kreis der

Tätigkeiten" auswirken, nach denen die krwerbsfähigkeit

des Versicherten zu beurteilen ist (@ 25 „VG Abs° 2 Satz 2

und 3)„ Aus dem Urteil des LSG geht nicht hervor, welche

Tätigkeiten (Berufe) das LSG zu diesem Kreis gerechnet hat;

dafür genügt nicht die Feststellung, das die Klägerin zu—

nächst als Hausmädchen und Arbeiterin beschäftigt, von 1943

bis 1956 in einer Fernsyrechzentrale der Bahn angestellten—

versioherungspflichtig tätig gewesen und in der Telegrafie

und im Fernsprechwesen ausgebildet werden isto Soweit das

LSG die Auswirkungen der neurotischen Störungen und der in—

ternistischen Befunde auf die Erwerbsfähigkeit schlechthin

_ 8 _
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schildert, sind seine Darlegungen summarisch; als tat—

sächliche Feststellung käme hier allenfalls die aus
.

dem Gutachten w° übernommene Meinung in Betracht, esjf j

sei ein Versuch am untauglichen Objekt, einen solch „
' kontaktschwierigen, hypochondrischen, mißtrauischen

‘r Menschen wie die Klägerin in eine aueh nur einigermaslf"

- sen regelmäßige Tätigkeit für längere Zeit hineinzu—

‘
bringen; auch die darin enthaltenen Tatsachen reichen

noch nicht zu'dem Schluß aus, daß die Erwerbsfähigi
keit der Klägerin in den für sie in Betracht kommen—

den Berufen (Tätigkeiten) seit Februar 1955 auf die \
Hälfte der Erwerbsfähigkcit eines vergleichbaren gesun—

den Versicherten herabäesunken ist, dazu sind die Be—
griffe "längere Zeit" und "einigermaßen regelmäßige

Tätigkeit" zu unbestimmto' '

‘ Das angefochtene Urteil ist daher, ohne daß noch auf

die Verfahrensrügén der Beklagäen eingegangen zu wer—
.den braucht, aufzuheben, weil

sächlichen Feststellungen des LSG für die Zubilligung

'von Rentenleistungen an die Klägerin enthält (vg1° Ur—

teil des BSG vom 20° November 1959, SozR Nr„ 6 zu
_'5 163 SGG)° Aus dem.gleichen Grunde kann der Senat nicht

1 in der Sache entscheiden; deshalb muß der Rechtsstreit '

' zu neuer Entscheidung an das LSG zurückverwiesen wer- 5

den° Das LSGwird nunmehrdarauf Zu achten haben, daß
_es selbst die erforderlichen tatsächlichen Feststellun-“

gen zu treffen hat; es muß deutlich unterscheiden, in—

wieweit es lediglich über Feststellungen der Gutachter

berichtet und inwieweit es eigene'Feststellungen trifft°

keine ausreichenden tat—
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In seinem neuen Urteil hat das LSG auch über die Kosten des

Revisionsverfahrens mitzubefinden„
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